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266	 Abfallwirtschaft;
hier: Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeits- 

prüfung: Einzelfalluntersuchung nach § 9 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) zuletzt geändert am 8. September 2017  
(BGBl. I S. 3370)

Bezirksregierung Detmold	 Detmold, den 5. Oktober 2018 
52.0016/18/8.8.1.1

Öffentliche Bekanntmachung

	 Die Zimmermann Sonderabfallentsorgung und Verwertung 
GmbH & Co. KG, Gottlieb-Daimler-Straße 3-7 und 31, 33334 
Gütersloh (Gemarkung Isselhorst, Flur 7, Flurstück 191, 302) 
beantragt die Genehmigung gemäß § 16 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG) zur Änderung und zum 
geänderten Betrieb der Anlage zur chemischen Behandlung 
von gefährlichen Abfällen. Die Anlage fällt somit unter die Zif-
fer 8.8.1.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV und ist der Ziffer 
8.5 der Anlage 1 zum UVPG zuzuordnen. Somit ist gemäß § 9 
Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) in einer Einzelfalluntersuchung zu prüfen, ob das Vor-
haben einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß des Ab-
schnitt 2 des UVPG unterzogen werden muss.

	 Antragsgegenstand ist die Aufnahme von cyanidhaltigen 
Abfällen in den Annahmekatalog. Der Behandlungsbereich 
wird durch eine systemunabhängige pH-Messung ergänzt, 
die Rohrleitungen zu den Reaktionsbehältern werden aus-
schließlich für diesen Abfall ausgelegt, eine Lagerung des 
Materials wird außerhalb des Behandlungsbereichs ausge-
schlossen, die MSR Technik wird angepasst, die Klappen-
steuerung automatisiert, zusätzliche Armaturen gesetzt. Das 
Material wird im Behandlungsbereich durch Oxidation ent-
giftet. Eine Auswirkung auf die Umwelt im Normalbetrieb ist 
nicht gegeben. Möglichen Auswirkungen durch Störfalle wird 
durch technische Maßnahmen begegnet, eine Ausweitung 
des angemessenen Sicherheitsabstands ist nicht gegeben. 
Der Sicherheitsbericht wurde ergänzt und geprüft, so dass 
ein von den in diesem Genehmigungsantrag beantragten Än-
derungen ausgehender Störfall im Rahmen der praktischen 
Vernunft nicht zu besorgen ist.
	 Nach Prüfung der Antragsunterlagen wurde entschieden, 
dass die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht notwendig ist. Diese Entscheidung wird hiermit gem.  
§ 5 Abs. 2 UVPG öffentlich bekannt gemacht.

ABl. Reg. Dt. 2018, S. 269
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